
Das Kreisgericht hat ein ärztliches Gutachten eingeholt 
und danach ohne mündliche Verhandlung die Klage ge­
mäß § 28 Abs. 3 ZPO als offensichtlich unbegründet abge­
wiesen.
Die gegen diese Entscheidung eingelegte Beschwerde ist be­
gründet.

Aus den G r ü n d e a s
Nach § 33 Abs. 3 ZPO ist der Vorsitzende des angerufenen 
Gerichts befugt, zur Vorbereitung der mündlichen Verhand­
lung eine Begutachtung durch Sachverständige anzuordnen. 
Das Kreisgericht hat deshalb in diesem Verfahren nach 
Eingang der Klage vom ärztlichen Gutachter eine Stellung­
nahme darüber angefordert, ob sich seit der Begutachtung 
der Klägerin vom 4. März 1975 Gesichtspunkte ergeben 
haben, die darauf schließen lassen, daß die Klägerin ar­
beitsunfähig ist.
Soweit das Kreisgericht nach Beiziehung dieses. Gutachtens 
keine mündliche Verhandlung durchgeführt, sondern die 
Klage nach § 28 Abs. 3 ZPO durch Beschluß als offensicht­
lich unbegründet abgewiesen hat, kann ihm darin nicht ge­
folgt werden.
Nach § 28 Abs. 3 ZPO ist die Abweisung einer Klage durch 
Beschluß nur dann zulässig, wenn auf Grund des in der 
Klage dargestellten Sachverhalts diese offensichtlich unbe­
gründet ist. Eine solche Abweisung ist auch dann noch 
möglich, wenn das Gericht dem Kläger gemäß § 28 Abs. 2 
ZPO die Rechtslage erläutert und ihm Gelegenheit gege­
ben hat, die Klage zu ergänzen oder zu ändern, und die 
Voraussetzungen der offensichtlichen Unbegründetheit 
trotzdem noch gegeben sind.
Hat dagegen der Vorsitzende zur Vorbereitung der münd­
lichen Verhandlung die Anordnung einer Begutachtung 
nach § 33 Abs. 3 ZPO für erforderlich gehalten, dann ergibt 
sich aus der Anordnung dieser Beweisaufnahme, daß zur 
Klärung der der Klage zugrunde liegenden Tatsachen Be­
weis zu erheben ist Sind aber Tatsachen unaufgeklärt und 
ist deshalb eine Beweisaufnahme erforderlich, dann ist für 
die Prozeßpartei eine mögliche Erfolgsaussicht gegeben, 
und die Klage kann nicht von vornherein als offensichtlich 
unbegründet angesehen und deshalb abgewiesen werden. 
Das Gericht hat in solchen Fällen vielmehr mündlich zu 
verhandeln und gemäß § 54 Abs. 1 Satz 3 ZPO die Beweise 
in der Verhandlung aufzunehmen.
Aus diesen Gründen war der Beschluß des Kreisgerichts 
aufzuheben jund die Sache an das Kreisgericht gemäß § 156 
Abs. 1 Satz 2 ZPO i. V. m. § 159 Abs. 3 ZPO zurückzuver­
weisen. Das Kreisgericht hat nunmehr sowohl die münd­
liche Verhandlung als auch die Beweisaufnahme nachzu­
holen.

Arbeitsrecht

§ 113 Abs. 1 GBA; OG-Richtlinie Nr. 29.
Der unterlassene bzw. nicht rechtzeitige Abschluß einer vom 
Leiter des Betriebes angeordneten Aufdeckung der Ur­
sachen für eine festgestellte Inventurminusdifferenz durch 
einen Mitarbeiter (hier: Hauptbuchhalter) ist dann nicht 
ursächlich für die nicht rechtzeitige Geltendmachung der 
materiellen Verantwortlichkeit gegen die Schadensverur­
sacher und für einen hierdurch entstehenden abgeleiteten 
Schaden, wenn das Ergebnis der Ursachenaufdeckung nicht 
eine unbedingt erforderliche Voraussetzung für die recht­
zeitige Antragstellung war.
OG, Urteil vom 4. Februar 1977 — OAK 28/76.

Der Kläger war bei der Verklagten (VE Handelsorganisa­
tion) als Hauptbuchhalter beschäftigt. Den ihm am 7. März 
1975 vom Direktor der Verklagten erteilten Auftrag, die 
Ursachen für eine am 4. März 1975 festgestellte Inventur­
minusdifferenz in Höhe von 4 573,58 M aufzudecken, er­
füllte er nicht bis zum vorgegebenen Termin.

Die Verklagte hat behauptet, wegen des nicht terminge­
recht vorgelegten Untersuchungsberichts über die Ursachen 
der Minusdifferenz habe sie nicht innerhalb der Frist von 
drei Monaten die materielle Verantwortlichkeit gegen die 
Verursacher des Schadens geltend machen können. Für den 
ihr hierdurch entgangenen Schadenersatzbetrag von 1160 M 
sei der Kläger materiell verantwortlich.
Die von der Verklagten angerufene Konfliktkommission 
verpf ächtete den Kläger, an die Verklagte 800 M Schaden­
ersatz zu zahlen.
Auf den hiergegen eingelegten Einspruch der Verklagten 
hob das Kreisgericht den Beschluß der Konfliktkommission 
auf und verpflichtete den Kläger, an die Verklagte Scha­
denersatz in Höhe von 1160 M zu zahlen.
Auf die Berufung des Klägers hob das Bezirksgericht das 
Urteil des Kreisgerichts sowie den Beschluß der Konflikt­
kommission auf und verurteilte den Kläger, an die Ver­
klagte 580 M Schadenersatz zu zahlen. Zur Begründung 
seiner Entscheidung führte das Bezirksgericht im wesent­
lichen aus: Der Kläger habe ihm obliegende Arbeitspflich­
ten verletzt, indem er die Ursachen nicht bis zu dem ge­
stellten Termin aufgedeckt und es auch unterlassen habe, 
den Direktor der Verklagten über die eingetretene und wei­
ter zu erwartende Verzögerung zu informieren. Er habe 
hierdurch den Schaden mitverursacht. Deshalb sei er für 
die Hälfte des eingetretenen Schadens materiell verant­
wortlich.
Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassationsantrag 
des Generalstaatsanwalts der DDR, der Erfolg hatte.

Aus den G r ü n d e n :
Die Gerichte haben den Sachverhalt in ausreichendem Um­
fang geklärt Ihrer rechtlichen Würdigung ist jedoch nur 
teilweise zuzustimmen. Zutreffend hat das Bezirksgericht in 
Übereinstimmung mit der Auffassung des Kreisgerichts be­
jaht, daß der Kläger Pflichten verletzt hat. Entgegen seiner 
Auffassung ist diese Pflichtverletzung jedoch nicht ursäch­
lich für den Schaden der Verklagten, der ihr durch nicht 
rechtzeitige Geltendmachung der materiellen Verantwort­
lichkeit gegenüber den für die Entstehung der Inventur- 
minusdifferenz verantwortlichen Mitarbeitern entstanden 
ist.
Mit der Feststellung der Inventurminusdifferenz durch die 
dafür verantwortlichen Mitarbeiter am 4. März 1975 war 
der Verklagten der Schaden bekannt. Zugleich lagen zu die­
sem Zeitpunkt verwertbare Hinweise auf Pflichtverletzun­
gen der leitenden Mitarbeiter des Haftungsbereichs vor. 
Unabhängig von der wegen der im Verhältnis zum Umsatz 
relativ hohen Minusdifferenz erforderlichen Aufdeckung 
der Ursachen waren mit den festgestellten Tatsachen 
grundlegende Voraussetzungen dafür gegeben, innerhalb 
der Frist von drei Monaten über die Geltendmachung der 
materiellen Verantwortlichkeit zu entscheiden und ggf. 
einen Antrag bei der Konfliktkommission zu stellen.
Die Entscheidung über die Geltendmachung der materiel­
len Verantwortlichkeit von Mitarbeitern des Haftungsbe­
reichs zu treffen oblag nicht dem Kläger. In seiner Funktion 
als Hauptbuchhalter standen dem Kläger zwar weitgehende 
Kontrollrechte zu, jedoch nicht Entscheidungsbefugnisse, die 
sich aus der Leitung des Betriebes ergeben (vgl. Haupt- 
buchhalterVO vom 20. Januar 1971 [GBl. II S. 137]). Über 
die Geltendmachung der materiellen Verantwortlichkeit hat 
vielmehr der Leiter des Betriebes bzw. derjenige Leiter 
eines Bereichs zu befinden, dem diese Befugnis übertragen 
wurde. Diese Pflicht folgt aus der Anweisung 12/74 des 
Ministers für Handel und Versorgung über die Gewährlei­
stung von Ordnung und Sicherheit sowie die Durchführung 
vorbeugender Kontrollen und Inventuren in Verkaufsein­
richtungen des sozialistischen Einzelhandels vom 22. Fe­
bruar 1974 (Verfügungen und Mitteilungen des Ministe­
riums für Handel und Versorgung 1974, Heft 14, S. 285 ff.). 
Hiernach hat der Betriebsleiter spätestens innerhalb von 
acht Wochen nach Inventurdurchführung über die abschlie­
ßende Behandlung der Inventurdifferenz zu entscheiden. 
Mit dieser Anweisung hat der zuständige Minister die sich 
aus § 3 Abs. 4 GBA und § 9 Abs. 3 und 4 VEB-VO ergeben-

280


